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Das Familiengesetzbuch — Grundgesetz der Familie

Aus der Begründung des Familiengesetzbuchs der DDR durch den Minister der Justiz, 
Dr. Hilde Benjamin, in der 17. Sitzung der Volkskammer am 20. Dezember 1965

Mit dem vorliegenden Entwurf des Familiengesetz­
buchs wird ein Gesetz geschaffen, das den gesamten 
Bereich der Familie erfaßt und sich einfügt in die 
Reihe der Gesetze, die — ausgehend von der ökonomi­
schen und gesellschaftlichen Entwicklung — das ein­
heitliche sozialistische Rechtssystem gestalten: das Ge­
setz über die landwirtschaftlichen Produktionsgenos­
senschaften, das Gesetzbuch der Arbeit, das Frauen­
kommunique und das Jugendkommunique des Polit­
büros der SED, der Rechtspflegeerlaß, das Jugend­
gesetz, die Richtlinie über das neue ökonomische 
System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft, 
das Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungs­
system und nicht zuletzt der Perspektivplan und der 
Volkswirtschaftsplan.
Das Familiengesetzbuch ist die erste geschlossene Kodi­
fikation des Familienrechts. Es hebt das 4. Buch des 
BGB, die alten Regelungen des Familienrechts der 
bürgerlichen Gesellschaft in Deutschland, auf. Es ver­
arbeitet — ausgehend vom heutigen Stand der gesell­
schaftlichen Entwicklung und fußend auf den Grund­
gedanken der Verfassung — kritisch die Erfahrungen 
mit den bisher geltenden familienrechtlichen Normen 
unserer Republik, der Eheverordnung von 1955 und der 
Verordnung über die Annahme an Kindes Statt von 
1956. Es stützt sich auf die Grundsatzrechtsprechung 
des Obersten Gerichts, die wesentlich zur Herausbil­
dung des neuen Familienrechts beigetragen hat. Damit 
setzt das neue Familiengesetzbuch der bestehenden 
Zersplitterung des Familienrechts ein Ende und gibt 
dem Bürger und dem Juristen eine in sich geschlos­
sene, zusammenfassende Darstellung des Familien­
rechts der DDR in die Hand.
Die Ausarbeitung des Entwurfs, der im April dieses 
Jahres zur öffentlichen Diskussion gestellt wurde, lag 
bei einer auf Beschluß des Ministerrates im Februar 
1964 unter Leitung des Ministers der Justiz gebildeten 
Gesetzgebungskommission. Ihr gehörten Juristen, 
Pädagogen, Ärzte und führende Vertreter der gesell­
schaftlichen Organisationen, Männer und Frauen an. 
Dieser Kreis wurde durch Arbeitsgruppen erweitert, 
denen weitere Wissenschaftler, Richter, Staatsanwälte, 
Schöffen, Vertreter- staatlicher Organe, Institutionen 
und gesellschaftlicher Organisationen angehörten. Die 
Kommission betrachtete es als einen wichtigen Aus­
gangspunkt ihrer Arbeit, sich einen Überblick über die 
Lage der Familie in der DDR zu verschaffen. Dabqi 
stellte sich heraus, daß es zwar eine Reihe wichtiger 
Einzeluntersuchungen gibt, aber noch kein geschlosse­
nes System der Familienforschung. Es wurden deshalb 
einige besondere Untersuchungen durchgeführt. Ich er­
wähne in diesem Zusammenhang die Befragung von 
Eheleuten über ihre Gedanken zur Gestaltung der 
gegenseitigen vermögensrechtlichen Beziehungen in 
zwei Großbetrieben unserer Republik sowie die Unter­

suchung über die Auswirkungen der geltenden Unter­
haltsregelungen für die Frau nach Scheidung der Ehe. 
Wesentlich für die inhaltliche Gestaltung des Gesetzes 
wurde der Hinweis des Vorsitzenden des Staatsrates 
in der Festrede zum 15. Jahrestag unserer Republik, 
mit den neuen Gesetzen weitere wesentliche grund- 
rechtliche Fundamente des deutschen Volksstaates zu 
schaffen.
Das alte Familienrecht des BGB war mit seinen 
624 Paragraphen ein Recht des Mannes und Vaters und
— der kapitalistischen Ordnung entsprechend — im 
wesentlichen Vermögensrecht. Darüber hinaus enthielt 
es sehr detaillierte Bestimmungen für eine Reihe von 
familiären Konflikten. Das ist auch die Konzeption des 
westdeutschen Familienrechts, mit dem zugleich der 
Versuch unternommen wird, den Interessenkreis der 
Frau mittels des Rechts einseitig auf die Familie zu 
beschränken und die Vormachtstellung des Mannes in 
der Familie zu erhalten.

Einige Bemerkungen zu den Grundgedanken des 
Familiengesetzbuchs
Unser neues Familiengesetzbuch ist mehr als ein Ge­
setzbuch des Familienrechts im herkömmlichen Sinne. 
Es stellt sich dar als ein Buch der Familie, das zum 
Ausdruck bringt, wie beim umfassenden Aufbau des 
Sozialismus die Familienbeziehungen gestaltet werden. 
Es kann diese Aufgabe erfüllen, weil eine Reihe von 
Faktoren herangereift sind, von denen ich nur nennen 
möchte:
— die weitere Festigung und Vertiefung der politisch- 

moralischen Einheit unseres Volkes;
— die Herausbildung der sozialistischen Moral;
— die Verwirklichung der Gleichberechtigung der 

Frauen und Mädchen, von der der Vorsitzende des 
Staatsrates einmal sagte, daß sie nicht auf dem ge­
duldigen Papier steht, sondern sich auch im Leben 
verwirklicht hat.

Im Gesetz wird die für das Familienrecht besonders 
typische sehr enge Verflechtung zwischen Moral und 
Recht deutlich. Viele der in seinen Bestimmungen nor­
mierten ethischen Verhaltensweisen lassen sich nicht 
durch staatliche Mittel erzwingen. Sie richten sich an 
das Bewußtsein der Bürger und geben den gesellschaft­
lichen Kräften eine Orientierung. Hier wird die charak­
teristische Erziehungsfunktion des sozialistischen Rechts 
sichtbar.
Eine solche Verflechtung von Recht und Moral ist nur 
möglich, weil — wie der Bericht des Politbüros an das 
11. Plenum des Zentralkomitees der SED feststellte — 
„die DDR ein sauberer Staat ist, in dem es unverrück­
bare Maßstäbe der Ethik und Mora!, des Anstandes und 
der guten Sitten gibt“. Das Familiengesetzbuch setzt
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